
Die Linke im Rat der Stadt
Bergkamen  lädt  zur
gesundheitspolitischen
Konferenz ein
Die  gesundheitliche  Grundversorgung  steht  vor  großen
Herausforderungen, sowohl in Bergkamen als auch in unserer
Region. Hausärztemangel, die Zukunft der ambulanten Versorgung
sowie  aktuelle  gesundheitspolitische  Entscheidungen  auf
Bundesebene beschäftigen viele Menschen.

Aus diesem Grund lädt die Fraktion Die Linke im Rat der Stadt
Bergkamen zu einer gesundheitspolitischen Konferenz:
Termin: 17.09.2026
Uhrzeit: 16:00 Uhr
Ort: Wolfgang-Fräger-Saal, Stadtmuseum Bergkamen

Gemeinsam  mit  Helmut  Gröschl  (Verein  zur  Förderung  eines
solidarischen  und  öffentlichen  Gedundheitswesens  NRW  e.V.),
Otto Ersching (LAG Gesundheit und Soziales, Die Linke NRW),
Rolf Granseyer (Hausärztinnen- und Hausärzteverband Westfalen-
Lippe  e.V.)  sowie  Julia  Stange  (MdB  und  Sprecherin  für
ambulante  Versorgung  der  Fraktion  Die  Linke  im  Bundestag)
diskutiert Katja Wohlgemuth (Fraktion Die Linke im Rat der
Stadt  Bergkamen)  über  die  aktuelle  Versorgungssituation,
notwendige Reformen und kommunale Handlungsmöglichkeiten.

Interessierte Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen.

„Wir behalten uns jedoch vor Personen, die extrem rechten
Parteien  und  Organisationen  angehören,  der  rechten  Szene
zuzuordnen  sind  oder  bereits  in  der  Vergangenheit  durch
rassistische, nationalistische, antisemitische oder sonstige
menschenverachtende Äußerungen in Erscheinung getreten sind,
den Zutritt zur Gesundheitspolitischen Konferenz zu verwehren
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oder von dieser auszuschließen“, erklärt Die Linke.


